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Tax-Compliance bei  
Steuerprüfungen
Wir betrachten Art. 97 § 38 aus dem Einfüh­
rungsgesetz zur Abgabenordnung in Hinblick 
auf alternative Prüfungsmethoden.

Verringerte Komplexität bei  
Anteilskaufverträgen
Eine Reform der Grunderwerbsteuer zielt auf 
die Vereinfachung des administrativen Auf­
wands bei Share Deals. 

Langfristiger Vermögenserhalt
Eine Familiengesellschaft ist ein Instrument 
zur steuerlich optimierten Nachfolgeplanung 
und zum Schutz des Familienvermögens vor 
Zersplitterung.
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richtlinie
Wie Unternehmen sich präventiv auf die  
kommenden Änderungen bezüglich der  
Entgelttransparenz vorbereiten können.
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die Anforderungen an Unternehmen 
wachsen stetig – regulatorische Dy-

namik, steuerliche Komplexität und der 
wirtschaftliche Zeitdruck sind längst die 
Normalität. In diesem Umfeld reicht es 
nicht mehr aus, lediglich auf Anfragen 
zu reagieren. Wer heute erfolgreich sein 
will, muss mehr sein als ein Verwalter des 
Status quo. Bei EEP sehen wir in der zu-
nehmenden Komplexität nicht nur eine 
Herausforderung, sondern den Impuls, 
unsere Rolle als ganzheitliche Berater 
laufend neu zu definieren.

Im Titelthema erörtern wir daher, warum 
künstliche Intelligenz in unserem Kanzlei-
alltag nicht weniger Mensch bedeutet, 
sondern genau das Gegenteil: mehr Zeit 
für den Dialog, mehr Raum für strategi-
sches Mitdenken und den Fokus auf das, 
was wirklich zählt – Ihren nachhaltigen 
unternehmerischen Erfolg. 

Natürlich kommen auch unsere konkreten 
Kernkompetenzen in dieser Ausgabe des 
EEP-Journals nicht zu kurz. Im Steuer-
Ressort auf den Seiten 2 und 3 betrachten 
wir unter anderem die Reform der Grund-
erwerbsteuer und mögliche Prüfungs-
erleichterungen durch Tax-Compliance. 

Darüber hinaus berichten wir von unse-
rem 4. Steuerberatermeeting, das ganz 
im Zeichen des Zeitmanagements und 
der Verfahrensdokumentation stand. 
Passend dazu beleuchtet unser Steuer-
spezial auf Seite 4 die Verfahrensdoku-
mentation von unterschiedlichen Seiten.

Unser Recht-Ressort beschäftigt sich 
auf Seite 5 eingehend mit der Familien-
gesellschaft als Instrument für die ge-
nerationenübergreifende Vermögens-
strukturierung. 

Darüber hinaus geben wir Ihnen Ein-
blick in unseren Fachvortrag zum Thema 
Stadtwerke-Kooperationen sowie die EU-
Entgelttransparenzrichtlinien und welche 
Pflichten diese für Unternehmen mit sich 
bringen (Seite 6). |

Wir wünschen Ihnen eine interessante  
Lektüre mit spannenden Einblicken.

Es grüßt Sie herzlich Ihr EEP-Team.

KI versus Sicherheit: Warum es  
bei künstlicher Intelligenz einen  
Lotsen braucht

#Editorial

Liebe  
Mandanten  
und  
Geschäfts
partner,

Dr. Jan Reese – Wenn sich die Welt um uns herum in immer schnellerem 
Tempo wandelt, stellt sich für uns als Berater eine fundamentale Frage: Wie 
bewahren wir den Kern unserer Arbeit – den ganzheitlichen Blick und die per-
sönliche Nähe –, während wir die neuen technologischen Möglichkeiten voll 
ausschöpfen?

Unsere Rolle als Kanzlei und Berater 
wandelt sich in dieser Welt: In der 

Flut der KI-generierten Informationen 
verstehen wir uns als Lotse für unsere 
Mandanten. Künstliche Intelligenz ist für 
uns als Kanzlei kein Ersatz für menschli­
che Expertise. Sie ist vielmehr das Werk­
zeug, das unsere Kapazitäten freisetzt. 
Durch den Einsatz intelligenter Systeme 
und Anwendungen automatisieren wir 
die Analyse umfangreicher Datenbestän­
de sowie die Vorbereitung komplexer 
Dokumentationen. Was früher Stunden 
zeitintensiver Recherchen erforderte, er­
ledigen wir nun schon teilweise in einem 
Bruchteil der Zeit – mit der Präzision, die 
unsere Mandanten von uns erwarten.

Wir sind in der Lage, mit Fachtermini und 
Expertenwissen die richtigen Fragen und 
Prompts zu stellen und die KI damit in 
eine konkrete Richtung zu weisen. Doch 
auch das bedeutet noch lange nicht, dass 
wir eine korrekte Antwort erhalten. Viel­
mehr ist eine künstliche Intelligenz darauf 
ausgelegt, möglichst viele Informationen 

aus möglichst vielen Quellen zusammen­
zutragen. Daraus nun aber rechtssichere, 
belastbare Schlüsse zu ziehen, bedarf 
unserer fachlichen Prüfung und unseres 
professionellen Anspruchs. 

Wir hinterfragen die KI-Outputs kritisch 
und analysieren das Ergebnis juristisch, 
wie ein Algorithmus es niemals ersetzen 
kann: mit der Verantwortung und Haftung 
für das Ergebnis, das nicht nur effizient, 
sondern auch rechtssicher sein und im 
Einklang mit Ihrem persönlichen Ziel und 
unternehmerischen Plan stehen muss.

Eine Einladung – zum Blick über den 
Tellerrand
Dieser Blick über den Tellerrand, unser 
ganzheitlicher Ansatz, war schon immer 
das Herzstück unserer Arbeit – für uns 
ist das kein Extra, sondern die Basis. Weil 
uns die KI perspektivisch immer mehr 
die repetitive Arbeit abnimmt, gewin­
nen wir genau jenen Freiraum, den wir 
für das Wesentliche brauchen: das Mit­
denken. Wenn wir einen Vertrag prüfen 

Immer im Austausch –  
auch über EEP hinaus

Künstliche Intelligenz wird unse­
ren Arbeitsalltag weiter begleiten. 
Umso wichtiger ist es, dass wir uns 
laufend, offen und verantwortungs­
voll damit auseinandersetzen.

So auch beim Frühjahrstreffen von  
Advoselect in München: Drei inten­
sive Tage mit Kolleginnen und Kol­
legen aus 15 Ländern – geprägt von 
strategischen Diskussionen über 
die Zukunft des Netzwerks, fach­
lichem Austausch und persönlichen 
Begegnungen, die über die digitale 
Zusammenarbeit hinausgehen.

Menschliche Expertise wird bei EEP durch effiziente KI-Tools unterstützt.

So gehen wir bei 
EEP mit künstlicher  
Intelligenz um

	– 	Sicherheitsebenen und Guide­
lines für den Einsatz jedweder 
künstlicher Intelligenz

	– Verwendung mehrerer zweck­
gebundener KI-Anwendungen, 
z. B. zur Recherche, für Daten­
abgleich, für eine gesicherte 
interne Ebene (ohne Datenfluss 
nach außen)

	– Bewusste Steuerung KI-gene­
rierter Ergebnisse, um je nach 
Kontext die Genauigkeit, Wahr­
scheinlichkeit und Länge der 
Antwort zu steuern 

oder AGB zusammenstellen, sehen wir 
nicht nur die juristische Klausel und prü­
fen auf formale Richtigkeit. Wir erkennen 
gleichzeitig die Risiken für die Prozesse, 
etwaige steuerliche Nebenwirkungen, 
erörtern unternehmerische Alternativen 
und geben eine Antwort auf die Frage: 
„Ist das überhaupt der richtige Weg für 
Ihre übergeordneten Visionen und Ziele?“ 
Während eine KI zurückschaut und statis­
tische Erhebungen leistet, betrachten wir 
gemeinsam, was kommt. Wir liefern unse­
ren Mandanten somit nicht nur Lösungen 
für das Problem, das sie uns stellen, son­
dern Impulse für Herausforderungen, die 
vor ihnen liegen.

Für uns als Wirtschaftskanzlei ist die Di­
gitalisierung auf diese Weise der Weg, 
um zu unseren Wurzeln zurückzukehren. 
Wir investieren unsere Zeit weniger in 
die administrative Bearbeitung und wie­
der mehr in die persönliche, weitsichtige 
Beratung. |

Daher lautet unser aktuelles Fazit: 
Künstliche Intelligenz hilft – aber 
der Rahmen muss stimmen, damit 
auch Ihre Daten sicher bleiben. Und 
so möchten wir Sie als Mandanten 
und Geschäftspartner gerne ein-
laden, diesen Weg gemeinsam mit 
uns zu gehen: Bleiben Sie mit uns  
an Ihrer Seite agil und zukunfts
sicher – technologisch unterstützt, 
aber menschlich geführt.
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Die Finanzverwaltung erprobt im Zuge 
des DAC7-Umsetzungsgesetzes 

durch den neuen Art. 97 § 38 EGAO alter­
native Prüfungsmethoden im Rahmen 
von Außenprüfungen. Dem Steuerpflich­
tigen sollen auf Antrag Prüfungserleich­
terungen gewährt werden. 

Ziel ist auch, eine Zusammenarbeit zwi­
schen Finanzverwaltung und Steuerpflich­
tigen zu erreichen. Voraussetzung hierfür 
ist ein wirksames Steuerkontrollsystem, 
welches gewährleistet, dass die Besteue­
rungsgrundlagen zutreffend aufgezeich­
net und berücksichtigt werden sowie die 
hierauf entfallenden Steuern fristgerecht 
und vollständig abgeführt. Dies soll dafür 
sorgen, dass kein oder nur ein unbeacht­
liches steuerliches Risiko besteht. In 2029 
sollen die Regelungen durch die Finanz­
verwaltung evaluiert werden.

Interne Kontrollsysteme zur Einhal-
tung steuerlicher Pflichten
Bereits im Jahr 2016 hat die Finanzver­
waltung im AEAO zu § 153 AO (Berichti­
gung von Erklärungen) ein internes Kon­

trollsystem erwähnt, aber nicht näher 
definiert. Funktionierende innerbetrieb­
liche Kontrollen können demnach gegen 
das Vorliegen von Vorsatz oder Leicht­
fertigkeit sprechen. Unter einem internen 
Kontrollsystem versteht man eine Me­
thode, die von den für die Überwachung 
Verantwortlichen, vom Management und 
von anderen Mitarbeitenden ausgestal­
tet, implementiert und aufrechterhalten 
wird, um mit hinreichender Sicherheit 
folgende Ziele einer Einheit zu erreichen:

	– Wirksamkeit und Effizienz der Ge­
schäftstätigkeit (hierzu gehört auch 
der Schutz des Vermögens, ein­
schließlich der Verhinderung und 
Aufdeckung von Vermögensschä­
digungen)

	– Verlässlichkeit der internen und  
externen Rechnungslegung

	– 	Einhaltung der für die Einheit maß­
gebenden Gesetze und Rechtsvor­
schriften

Ein Steuerkontrollsystem dürfte identisch 
mit einem Tax-Compliance-Management-
System (Tax-CMS) sein. Dieses dient der 
systematischen und präventiven Sicher­
stellung der Befolgung von steuerrecht­
licher Regelungen, der Vermeidung steu­
errechtlicher Straf- und Haftungsrisiken 
sowie der zulässigen Optimierung der 
Steuerlast.

Ein Tax-CMS ist ein Teilbereich der Com­
pliance-Management-Systeme, welche 
sich aus den Sorgfaltspflichten der Unter­
nehmensleitungen ableiten lassen und 
Pflicht für börsennotierte Aktiengesell­
schaften sind. Sie dienen der Sicherstel­
lung des regelkonformen Verhaltens der 
gesetzlichen Vertreter, der Mitarbeiten­
den des Unternehmens sowie gegebe­
nenfalls von Dritten. 

Die Finanzverwaltung sieht ein Tax-CMS 
als Teil der Verfahrensdokumentation – 
tatsächlich geht dieses darüber hinaus. 
Es kann freiwillig durch einen Wirtschafts­
prüfer geprüft werden. Das Institut der 
Wirtschafsprüfer bietet mit dem PS 980 

n.F. (09.2022) die Grundlage hierfür. Für 
den § 38 EGAO ist dies keine Vorausset­
zung, dürfte aber den Anforderungen 
genügen und in Streitfällen als Argumen­
tationsgrundlage dienen. |

EEP ist sowohl für die Implementie-
rung eines wirksamen Tax-CMS als 
auch für die freiwillige Prüfung Ihr 
kompetenter Ansprechpartner.

Bei Share Deals werden nicht Grund­
stücke selbst übertragen, sondern 

Anteile an Gesellschaften, die Immobi­
lien besitzen. Wird dabei eine Beteili­
gung von mindestens 90 % übertragen 
oder beim Erwerber vereinigt, wird 
Grunderwerbsteuer ausgelöst. 

Wo das grunderwerbsteuerliche 
Problem aktuell liegt
In der Praxis erfolgen solche Transaktio­
nen meist zweistufig: Zunächst wird der 
Kaufvertrag geschlossen („Signing“), an­
schließend – nach Erfüllung verschiede­
ner Bedingungen – die tatsächliche Über­
tragung der Anteile vollzogen („Closing“). 
Nach aktueller Rechtslage können sowohl 
Signing als auch Closing jeweils grund­
erwerbsteuerpflichtig sein. Für Steuer­
schuldner und Berater bedeutet das zu­
sätzliche Anzeigen, mögliche doppelte 
Steuerfestsetzungen und anschließende 
Korrekturverfahren – entsprechend hoch 
ist der administrative Aufwand, um das 
Ziel zu erreichen, Grunderwerbsteuer nur 
einmal zahlen zu müssen.

Wie die Bundesregierung die 
Signing-Closing-Problematik ent-
schärfen will
Künftig sollen grundsätzlich vorrangig 
der Abschluss des Anteilskaufvertrags 
bzw. die Vereinigung der Anteile in einer 
Hand oder der Übergang auf einen Er­
werber die Grunderwerbsteuer auslösen. 

Der Vollzug einer Transaktion bzw. 
der Anteilsübergang wären dann grund­
sätzlich unbeachtlich. Die in der Praxis 
bei Transaktionen oft schwer umzuset­
zenden Vorschriften zur verpflichtenden 
Anzeige beider Vorgänge sollen wieder 
abgeschafft, die Anzeigefrist einheitlich 
auf einen Monat verlängert werden.

Welche Effekte durch die Reform 
zu erwarten wären
Die Komplexität und Unsicherheit bei An­
teilskaufverträgen mit deutschen Immo­
biliengesellschaften würden sich erheb­
lich verringern, der Compliance-Aufwand 
sinken und das Risiko einer doppelten 
Steuerbelastung aufgrund verspäteter 
oder unvollständiger Anzeigen entfallen.

Bei Share Deals soll künftig zudem 
die grundbesitzende Gesellschaft selbst 
Steuerschuldnerin der Grunderwerb­
steuer sein und ebenfalls in die steuer­
lichen Pflichten eingebunden werden 
– insbesondere bei Deals, bei denen die 
Anteilsübertragung lediglich mittelbar 
erfolgt und die grundbesitzende Gesell­
schaft selbst gar nicht an der Transaktion 
beteiligt ist.

Das spiegelt im Kern die bisherige Praxis 
wider: Schon heute treffen die Immo­
biliengesellschaft im Zusammenhang 
mit dem dinglichen Übergang der An­
teile entsprechende Anzeige- und Mit­
wirkungspflichten. Künftig sollte diese 
Rolle daher auch bei der Gestaltung von 
Anteilskaufverträgen ausdrücklich be­
rücksichtigt werden.

Ein weiterer Punkt betrifft die Befreiungs­
vorschriften, die insbesondere bei Über­
tragungen innerhalb von Personenge­
sellschaften eine wichtige Rolle spielen. 
Aufgrund des Personengesellschafts­
rechtsmodernisierungsgesetzes gilt hier­
für derzeit eine Übergangsregelung, die 
nur bis Ende 2026 befristet ist. Der Bun­
desrat schlägt vor, diese bis auf Weiteres 
zu entfristen. Für viele mittelständische 
Unternehmensstrukturen würde dies 
langfristige Rechtssicherheit bei internen 
Umstrukturierungen schaffen. |

Bundesrat versagt die Zustim-
mung zum Gesetzesentwurf: 
Leider hat der Bundesrat die Zu-
stimmung zu dem Gesetzesentwurf 
am 08.05.2026 vorerst versagt. Es 
ist derzeit noch offen, ob das Gesetz 
im Vermittlungsausschuss noch eine 
Chance bekommt, die Regelungen in 
ein anderes Gesetz Eingang finden 
oder eine kurzfristige Umsetzung 
nicht mehr zu erwarten ist. Für die 
Praxis ist die Verzögerung jedenfalls 
sehr ärgerlich. (Stand: 13.05.2026)

#Steuern

Share Deals im  
Visier: Reform der 
Grunderwerbsteuer 
soll(te) Praxis
probleme lösen

#Steuern

Neuer Art. 97 § 38 EGAO  
schafft Prüfungs- 
erleichterungen durch  
Tax-Compliance
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#Steuern

Fachliche Stärke braucht mentale Stärke:  
4. Steuerberatermeeting bei EEP

Im Dialog bleiben – das Veranstal-
tungsformat
Vor diesem Hintergrund findet in unserer 
Kanzlei regelmäßig das Steuerberater­
meeting statt. Die Veranstaltung bringt 
die Steuerberaterinnen und Steuerbe­
rater unseres Hauses zusammen, um ak­
tuelle fachliche Entwicklungen zu disku­
tieren, Erfahrungen auszutauschen und 
Impulse für die tägliche Beratungspraxis 
zu gewinnen. Organisiert wird das Mee­
ting von unserer hauseigenen Akademie, 
die innerhalb der Kanzlei gezielt Räume 
für fachliche und persönliche Weiterent­
wicklung schafft.

Im Mittelpunkt der Treffen stehen regel­
mäßig aktuelle Themen aus Steuerbera­
tung, Wirtschaftsprüfung und angrenzen­
den Rechtsgebieten. Fachliche Vorträge 
und Praxisberichte ermöglichen es, neue 
Entwicklungen frühzeitig einzuordnen 
und deren Bedeutung für die Beratungs­
praxis zu diskutieren. Gleichzeitig bietet 
das Format Raum für den kollegialen 
Austausch – ein wichtiger Bestandteil, 
um unterschiedliche Perspektiven zusam­
menzuführen und voneinander zu lernen.

Auf der Agenda 2026: Verfahrens-
dokumentation und Zeitmanage-
ment
Auch beim 4. Steuerberatermeeting stan­
den aktuelle fachliche Themen auf der 
Agenda. Unter anderem wurde die Ver­
fahrensdokumentation behandelt – ein 
Bereich, der für Unternehmen zunehmend 
an Bedeutung gewinnt. Neben den recht­
lichen Grundlagen ging es insbesondere 
um den praktischen Einsatz in der be­
trieblichen Praxis und um die Frage, wie 
Dokumentationsprozesse nachvollzieh­
bar und prüfungssicher gestaltet werden 
können (mehr auf Seite 4). Ergänzend zu 
diesen fachlichen Inhalten widmete sich 

ein Teil der Veranstaltung in diesem Jahr 
bewusst den sogenannten Soft Skills. 
In einem Workshop standen Fragen der 
Selbstorganisation, des Zeitmanage­
ments und der Resilienz im Mittelpunkt. 
Ziel war es, praktische Impulse zu geben, 
wie sich Arbeitsabläufe strukturieren, Pri­
oritäten klarer festlegen und persönliche 
Ressourcen bewusster einsetzen lassen.

Ein Schwerpunkt lag auf sogenannten 
„Energieräubern“. Gemeint sind Faktoren 
im Arbeitsalltag, die Aufmerksamkeit und 
Konzentration binden, ohne unmittelbar 
zur Lösung einer Aufgabe beizutragen. 
Dazu gehören etwa häufige Unterbre­
chungen, parallele Arbeitsstränge, un­
klare Prioritäten oder dauerhaft hoher 
Erwartungsdruck. Auch digitale Kommuni­
kation – etwa E-Mails oder kurzfristige Ab­
stimmungen – kann dazu führen, dass der 
Arbeitstag in viele kleine Einheiten zerfällt.

Diese Aspekte sind in vielen wissensin­
tensiven Berufen Teil der Realität. Ihre 
Wirkung auf Produktivität und Entschei­
dungsqualität wird jedoch häufig unter­
schätzt. Denn geistige Arbeit folgt ande­
ren Gesetzmäßigkeiten als rein operative 
Tätigkeiten: Konzentration benötigt Zeit, 
um sich aufzubauen. Wird sie ständig 
unterbrochen, geht ein Teil dieser kogni­
tiven Energie verloren.

Warum Konzentration für unsere 
Arbeit so wertvoll ist
Gerade in der steuerlichen Beratung 
ist konzentriertes Arbeiten essenziell. 
Komplexe Sachverhalte erfordern ana­
lytisches Denken, präzise Beurteilungen 
und sorgfältige Abwägungen. Steuerli­
che Gestaltungsmöglichkeiten müssen 
geprüft, rechtliche Entwicklungen einge­
ordnet und wirtschaftliche Auswirkungen 
bewertet werden. Wenn Aufmerksamkeit 
dauerhaft fragmentiert ist, steigt nicht 
die Leistungsfähigkeit, sondern die 
Wahrscheinlichkeit von Fehlern. Deshalb 
lohnt es sich, Arbeitsabläufe bewusst zu 
strukturieren und Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die fokussiertes und effizi­
entes Arbeiten ermöglichen.

In diesem Zusammenhang wurde im 
Workshop auch der sogenannte „Säge­
blatt-Effekt“ thematisiert. Er beschreibt 
den Konzentrations- und Produktivitäts­
verlust, der entsteht, wenn Arbeitspro­
zesse immer wieder unterbrochen wer­
den. Wird man aus einer konzentrierten 
Arbeitsphase herausgerissen, muss die 
notwendige Aufmerksamkeit jedes Mal 

erneut aufgebaut werden. Dieser wieder­
holte Neustart kostet Zeit und mentale 
Energie. Gerade bei komplexen Aufga­
ben führt eine hohe Anzahl von Unter­
brechungen daher häufig nicht zu schnel­
lerem Arbeiten, sondern zu spürbaren 
Effizienzverlusten.

Viele Menschen reagieren auf hohe Ar­
beitsbelastung intuitiv damit, noch mehr 
Zeit und Energie zu investieren. Kurzfris­
tig kann das funktionieren. Langfristig 
führt dieser Ansatz jedoch häufig zu dem 
Gegenteil dessen, was eigentlich beab­
sichtigt ist: zu sinkendem Fokus, gerin­
gerer Effizienz und steigender mentaler 
Erschöpfung. Bewusste Erholungspha­
sen sind deshalb kein Zeichen von ge­
ringerer Leistungsbereitschaft, sondern 
ein wichtiger Bestandteil nachhaltiger 
Professionalität.

Gerade in beratenden Berufen, in denen 
viele Entscheidungen unter Zeitdruck 
getroffen werden müssen, sind daher 
bewusst gesetzte Unterbrechungen 
kein Luxus, sondern eine Voraussetzung 
für verlässliche Arbeit. Kurze Pausen, 
klar strukturierte Arbeitsblöcke oder 
realistische Tagesplanung können dazu 
beitragen, geistige Ressourcen gezielt 
einzusetzen und die Qualität der Arbeit 
langfristig zu sichern.

Der Schlüssel zur Leistungsfähig-
keit: Ressourcen bewusst einsetzen
Ein weiterer Teil des Workshops beschäf­
tigte sich mit persönlichen Kraftquellen. 
Dabei ging es weniger um allgemeine 
Empfehlungen als um individuelle Strate­
gien im Umgang mit Belastung. Während 
manche Menschen durch Bewegung 
oder kurze Spaziergänge neue Energie 
gewinnen, hilft anderen eine strukturier­
te Planung am Morgen oder ein klar defi­

nierter Abschluss des Arbeitstages, um 
Abstand zu schaffen. Auch kleine Routi­
nen können eine wichtige Rolle spielen. 
Ein kurzer Perspektivwechsel, ein paar 
Minuten frische Luft oder eine bewusst 

gesetzte Pause zwischen zwei komplexen 
Aufgaben helfen dem Gehirn, Informatio­
nen zu verarbeiten und die Aufmerksam­
keit neu auszurichten. Was auf den ersten 
Blick unscheinbar wirkt, kann in Summe 
einen erheblichen Unterschied machen.

Gemeinsam ist diesen Ansätzen ein zen­
traler Gedanke: Leistungsfähigkeit ent­
steht nicht allein durch Fachwissen, son­
dern auch durch den bewussten Umgang 
mit den eigenen Ressourcen. Wer seine 
Aufmerksamkeit gezielt steuert und für 
Ausgleich sorgt, schafft die Grundlage 
dafür, auch in intensiven Arbeitsphasen 
konzentriert und verantwortungsvoll zu 
handeln.

Für uns als multidisziplinäre Beratungs­
gesellschaft ist dieser Zusammenhang 
von besonderer Bedeutung. Unsere 
Mandanten vertrauen darauf, dass wir 
komplexe steuerliche, wirtschaftliche 
und rechtliche Fragestellungen präzise 
analysieren, Risiken frühzeitig erkennen 

und fundierte Entscheidungen beglei­
ten. Für diese Qualität braucht es sowohl 
fachliche Weiterbildung als auch stabile 
Arbeitsbedingungen und eine Unterneh­
menskultur, die langfristige Leistungs­
fähigkeit unterstützt.

Deshalb betrachten wir Weiterbildung 
bewusst ganzheitlich. Fachliche Aktuali­
tät, methodische Kompetenz und per­
sönliche Resilienz gehören für uns zusam­
men. Ziel ist es, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, in denen unsere Expertinnen 
und Experten ihre Kenntnisse dauerhaft 
auf höchstem Niveau einsetzen können.

Denn am Ende steht hinter jeder fundier­
ten Beratung immer auch eines: Men­
schen, die ihr Wissen mit klarem Blick, 
ruhiger Konzentration und verantwor­
tungsvollem Urteil anwenden. |

Die Anforderungen an Steuerberaterinnen und Steuerberater sind in den ver-
gangenen Jahren spürbar gestiegen. Gesetzliche Änderungen, zunehmende 
Komplexität steuerlicher Sachverhalte und ein hoher Zeitdruck prägen unseren 
Berufsalltag. Fachliche Expertise bleibt dabei die zentrale Grundlage unserer 
Arbeit – gleichzeitig wird immer deutlicher, dass nachhaltige Leistungsfähigkeit 
auch davon abhängt, wie Menschen mit Belastung, Zeit und Energie umgehen.

Sarah Sukopp
Assistentin Steuerberater  
Olaf Braun

Rendsburg

04331 58 000

sarah.sukopp@eep.info

Das Steuerberatermeeting bietet regelmäßig Raum für kollegialen Austausch.
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Achtung: steuerliches Risiko durch Arbeiten im Ausland! Müssen international tätige Unternehmen flexibles Arbeiten 
im Ausland als Betriebsstätte deklarieren? Mögliche Folgen: Registrierungs- und Erklärungspflichten im Tätigkeitsstaat, 
laufender Verwaltungsaufwand, Doppelbesteuerungen und ggf. sogar Entstrickungsbesteuerungen.

#Steuerspezial

#Steuerspezial

Verfahrensdokumentation –  
Ihre Pflicht, unsere  
Kompetenz

Arbeiten mit Meerblick –  
Risiko von Homeoffice und 
Workation im Ausland

In Deutschland gilt die Richtlinie „Grund­
sätze zur ordnungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Büchern, Auf­
zeichnungen und Unterlagen in elektro­
nischer Form sowie zum Datenzugriff“ 
(GoBD) der Finanzverwaltung. Diese 
Verwaltungsanweisung des Bundes­
ministeriums präzisiert Anforderungen 
unter den Bedingungen digitaler Ge­
schäftsprozesse und konkretisiert ins­
besondere die Grundsätze der Nachvoll­
ziehbarkeit und Nachprüfbarkeit. Ziel ist 
es, eine effiziente und verlässliche Prü­
fung steuerlich relevanter Unterlagen zu 
ermöglichen.

Ein zentrales Element zur Umsetzung 
der GoBD ist die Verfahrensdokumen­
tation. Sie beschreibt die organisatori­
schen und technischen Abläufe bei der 
Verarbeitung buchhaltungsrelevanter 
Daten und Unterlagen innerhalb eines 
Unternehmens. Unabhängig von Größe 
oder Branche besteht die Verpflichtung, 
eine solche Dokumentation vorzuhalten. 
Mit der zunehmenden Digitalisierung 
und der verstärkten elektronischen Prü­
fung durch die Finanzverwaltung hat ihre 
Bedeutung erheblich zugenommen. Die 
Finanzverwaltung erwartet nicht nur das 
Vorhandensein einer Verfahrensdoku­
mentation, sondern auch deren jeder­
zeitige Verfügbarkeit sowie die Überein­
stimmung mit den tatsächlich gelebten 
Prozessen. Eine fehlende oder unzurei­
chende Dokumentation kann im Rahmen 
einer Außenprüfung als formeller Mangel 
gewertet werden.

Da Geschäftsprozesse heute überwie­
gend digital abgewickelt werden, fordert 
die Finanzverwaltung eine lückenlose 
Nachvollziehbarkeit sämtlicher Verarbei­
tungsschritte – vom Eingang eines Belegs 
bis zu dessen revisionssicherer Archivie­
rung. Die GoBD verlangen deshalb eine 
transparente Darstellung aller Abläufe, 
sodass ein sachverständiger Dritter in­
nerhalb angemessener Zeit die Prozesse 
nachvollziehen kann.

Eine ordnungsgemäße Verfahrensdo­
kumentation umfasst insbesondere die 
Beschreibung des Belegwesens, der ein­
gesetzten IT-Systeme und Schnittstel­
len sowie der internen Kontrollmecha­
nismen. Ebenso sind Zuständigkeiten, 
Berechtigungen und Regelungen zur 
Datensicherung, Aufbewahrung und Un­
veränderbarkeit digitaler Unterlagen zu 
dokumentieren. Änderungen an Syste­
men und Prozessen müssen versioniert 
und nachvollziehbar festgehalten wer­
den. In der Praxis gliedert sich die Doku­
mentation regelmäßig in eine allgemeine 
Beschreibung, eine Anwenderdokumen­
tation, eine technische Systemdokumen­
tation und eine Betriebsdokumentation. 
Sie ist fortlaufend zu aktualisieren, da 
veraltete Inhalte ihre Nachweisfunktion 
verlieren.

Die Risiken einer fehlenden oder man­
gelhaften Verfahrensdokumentation 
können erheblich sein. Im Rahmen einer 
Betriebsprüfung kann die Finanzverwal­
tung die Ordnungsmäßigkeit der Buch­
führung infrage stellen. In schwerwie­
genden Fällen drohen die Verwerfung 
der Buchführung sowie die Schätzung 
der Besteuerungsgrundlagen, was er­
hebliche steuerliche Mehrbelastungen 
nach sich ziehen kann. Gleichzeitig bietet 
eine sachgerecht erstellte Verfahrens­
dokumentation betriebliche Vorteile. Sie 
schafft Transparenz über bestehende 
Abläufe, unterstützt interne Kontrollsys­
teme, erleichtert die Kommunikation mit 
der Finanzverwaltung und hilft dabei, Op­
timierungspotenziale sowie Effizienzstei­
gerungen zu identifizieren. Die Erstellung 
einer GoBD-konformen Verfahrensdo­
kumentation erfordert daher eine sys­
tematische Analyse und verständliche 
Darstellung der tatsächlichen Prozesse 
sowie deren kontinuierliche Pflege und 
Aktualisierung. |

Für viele deutsche Arbeitnehmer gibt 
es Entwarnung. Die Finanzverwaltung 

vertritt beim Homeoffice im Ausland die 
Auffassung, dass die Tätigkeit eines 
Arbeitnehmers in seiner privaten Woh­
nung im Regelfall keine Betriebsstätte 
des Arbeitgebers begründet – auch wenn 
der Arbeitgeber die Homeoffice-Kosten 
übernimmt, die technische Ausstattung 
stellt oder kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Begründung: Das Feh­
len der notwendigen Verfügungsmacht 
des Arbeitgebers über private Räume 
des Mitarbeiters. 

Auch bei der Workation – der vorüber­
gehenden Arbeit im Ausland im Zusam­
menhang mit privatem Aufenthalt – ist die 
Ausgangslage günstig. Tage oder wenige 
Wochen führen im Regelfall noch nicht 
zu einer ausländischen Betriebsstätte. 
Kurzfristige und einmalige Aufenthalte 
bleiben meist unterhalb der steuerlichen 
Risikoschwelle. 

Heikel wird es, wenn aus der Aus­
nahme ein Modell wird. Das Risiko steigt 
deutlich, wenn Tätigkeiten regelmäßig 
wiederkehren, über längere Zeiträume 
am selben Ort ausgeübt werden oder der 
Auslandsaufenthalt einen erheblichen Teil 
der gesamten Arbeitszeit ausmacht. 

Geschäftliche Motivation für Aus-
landsaufenthalt steigert Risiko
Auf OECD-Ebene wird unterschieden, ob 
das Arbeiten im Ausland privat oder ge­
schäftlich motiviert ist. Ersteres, wie etwa 

der Wunsch, Urlaub und Arbeit zu verbin­
den, entschärft die Lage. Geschäftliche 
Gründe liegen vor, wenn die Anwesenheit 
im Ausland für Kundenkontakte, Markt­
aufbau, Lieferantenbeziehungen oder 
die Tätigkeit in anderen Zeitzonen unter­
nehmerisch sinnvoll oder erforderlich ist. 

Als besonders risikoreich gelten vor al­
lem Gesellschafter-Geschäftsführer und 
andere Mitarbeiter mit Leitungsfunktion. 
Hier droht sogar eine Geschäftsleitungs­
betriebsstätte. Hinzu kommt: Die deut­
sche Sicht spiegelt nicht automatisch 
die Sicht ausländischer Behörden. An­
dere Staaten setzen zum Teil niedrigere 
Schwellen an. Es kommt vor, dass aus­
ländische Finanzverwaltungen Aufent­
halte mehrerer Mitarbeiter in einem Staat 
zusammenrechnen oder bei leitenden 
Funktionen schneller von einer Betriebs­
stätte ausgehen. Deshalb sind bei grö­
ßerem Umfang des Auslandseinsatzes 
immer auch die nationalen Vorschriften 
des Tätigkeitsstaats zu prüfen – steuer­
lich und sozialversicherungsrechtlich. | 

Fazit: Für viele Arbeitnehmer ist das 
Risiko aus deutscher Sicht gering. Bei 
wiederholter Workation, umfangrei-
chem Auslandseinsatz, Geschäfts-
führern und sonstigen Leitungs-
funktionen steigt es. Wer Homeoffice 
oder mobiles Arbeiten im Ausland 
nicht nur ausnahmsweise, sondern 
vermehrt nutzen möchte, sollte die 
steuerlichen Rahmenbedingungen 
frühzeitig prüfen lassen.Tarek Fiebrandt

Bachelor of Arts Betriebswirt­
schaft, Steuerberater

Rendsburg

04331 58 000

tarek.fiebrandt@eep.info

Torben Voß
Master of Arts in Taxation, 
Steuerberater

Elmshorn

04121 46 740

torben.voss@eep.info

Als Faustregel gilt:

Bei weniger als 50 % der gesamten 
Arbeitszeit am ausländischen Tä­
tigkeitsort innerhalb von zwölf Mo­
naten liegt möglicherweise keine 
Betriebsstätte vor. Bei mindestens 
50 % steigt das Risiko deutlich.

Arbeiten aus dem Ausland: Flexibilität birgt steuerliches Risiko.
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#Recht

Die Familiengesellschaft als Instrument für  
die generationenübergreifende Vermögens-
strukturierung
Die Übertragung von Vermögen in­

nerhalb der Familie gehört zu den 
anspruchsvollen Gestaltungsaufgaben 
im privaten und unternehmerischen Be­
reich. Im Regelfall geht es dabei nicht 
allein um steuerliche Optimierung, son­
dern zugleich um den Erhalt von Hand­
lungsfähigkeit, die Sicherung von Ein­
flussmöglichkeiten und den Schutz des 
Familienvermögens vor Zersplitterung. 
Ein besonders geeignetes Instrument 
hierfür ist die Familiengesellschaft. In 
dieser werden Immobilien, Beteiligun­
gen oder Bar- und Wertpapiervermögen, 
die sich in der Hand einer oder mehrerer 
Mitglieder einer Familie befinden, ge­
bündelt. Anschließend können Anteile an 
der Familiengesellschaft auf Ehepartner 
oder Abkömmlinge übertragen werden. 
Die Gesellschaft dient dabei als Mantel 
für das Vermögen. Durch die gesell­
schaftsrechtliche Verbindung lässt sich 
Vermögen zusammenhalten, einheitlich 
verwalten und nach klaren Regeln über 
Generationen hinweg fortführen. 

Vorteile der Familiengesellschaft im 
Überblick
Die Vorteile einer Familiengesellschaft 
sind vielfältig. Anlass für die Errichtung 
ist häufig, dass schenkungssteuerliche 
Freibeträge, die alle zehn Jahre neu zur 
Verfügung stehen, frühzeitig genutzt und 
Vermögen nicht erst im Erbfall übertra­
gen werden soll. Über eine Familienge­
sellschaft kann bereits Minderjährigen 
ein Vermögensanteil geschenkt werden, 
auf den diese aber keinen Zugriff haben. 
Durch eine entsprechende Gestaltung 
des Gesellschaftsvertrags kann der Zu­
griff über die Volljährigkeit hinaus ein­
geschränkt werden. Zudem kann über 
die Familiengesellschaft das Vermögen 
zwischen den Ehegatten neu struktu­
riert werden. Das ist mitunter aus Ge­
rechtigkeitsgründen gewünscht, kann 
aber auch steuerlich motiviert sein, wenn 
schenkungs- oder erbschaftsteuerliche 

Freibeträge zwischen dem jeweils ande­
ren Ehegatten und den Kindern genutzt 
werden sollen.

Ein weiterer Vorteil ist, dass der Ver­
mögensaufbau nach der Übertragung 
von Anteilen beim Beschenkten erfolgt. 
Wird frühzeitig Vermögen in die nächste 
Generation übertragen, so steht dieser 
auch die Wertsteigerung des Vermögens 
zu. Wer den Zinseszins-Effekt kennt, 
weiß, welch mächtiger Hebel dieser ist.

Die Familiengesellschaft ermöglicht 
auch, Kapital und Know-how zu bündeln. 
Wird das Vermögen einer Familie ge­
meinsam investiert, stehen andere An­
lageklassen zur Verfügung, als wenn je­
der seinen Anteil einzeln investiert. Der 
Kostenaufwand für die Errichtung und 
laufende Betreuung einer Familienge­
sellschaft wird durch die Vorteile in der 
Regel weit übertroffen. 

Errichtung der Familiengesellschaft
Die Familiengesellschaft wird regel­
mäßig als Kommanditgesellschaft (KG) 
oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) errichtet. Dies ist insbesondere 
dann der Fall, wenn darin steuerliches 
Privatvermögen verwaltet wird. Das der 
Familiengesellschaft übertragene Ver­
mögen bleibt dann einkommensteuer­
lich weiterhin Privatvermögen und die 
Einkünfte werden den Gesellschaftern 
unmittelbar zugerechnet. Haftungsrisi­
ken, die im unternehmerischen Bereich 
gegen die Rechtsform der KG oder GbR 
sprechen, sind bei der reinen privaten 
Vermögensverwaltung in der Regel zu 
vernachlässigen.

Die Rechtsform der KG wird insbe­
sondere dann gewählt, wenn Minderjäh­
rige an der Gesellschaft beteiligt werden 
sollen, da Kommanditisten einer KG nicht 
persönlich haften, solange die Einlage 
auf ihre Haftsumme geleistet wurde. 
Dagegen kann bei einer Familiengesell­
schaft mit volljährigen Gesellschaftern 
auch die Rechtsform der GbR gewählt 

werden, deren Gesellschafter unbe­
schränkt für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft haften. Vorteil der GbR ist, 
dass sie – soweit sie nicht in einem Regis­
ter wie z. B. dem Grundbuch eingetragen 
werden muss – nicht öffentlich in Erschei­
nung tritt. Eine KG ist dagegen sowohl im 
Handels- als auch im Transparenzregister 
einzutragen. 

Wesentliche Bedeutung hat die Ge­
staltung des Gesellschaftsvertrags der 
Familiengesellschaft. In diesem können 
Sonderrechte für den Vermögensinha­
ber vorgesehen werden. Typischerweise 
behält sich der Vermögensinhaber und 
spätere Schenker ein Sonderstimmrecht 
(z. B. 75 % der Stimmrechte in der Gesell­
schafterversammlung) und das Recht 
vor, die Geschäfte der Gesellschaft zu 
führen. Außerdem werden regelmäßig 
die Entnahmerechte der Gesellschafter 
beschränkt. Gewinne können nur ent­
nommen werden, wenn der Vermögens­
inhaber und spätere Schenker zustimmt. 
Auch für den Konfliktfall sollte vorge­
sorgt werden, z. B. indem klar geregelt 
wird, unter welchen Voraussetzungen 
ein Gesellschafter aus der Gesellschaft 
ausscheiden kann.

Übertragung von Anteilen an der  
Familiengesellschaft
Ist die Familiengesellschaft errichtet 
und mit Vermögen ausgestattet, können 
andere Familienmitglieder – z. B. Kinder, 
Enkel oder Ehepartner – an ihr beteiligt 
werden. Im Schenkungsvertrag wird ge­
regelt, welchen Anteil die Beschenkten 
erhalten sollen. Häufig wird dieser Anteil 
so gewählt, dass die schenkungssteuerli­
chen Freibeträge (500.000 Euro bei Ehe­
gatten, 400.000 Euro bei Kindern und 
200.000 Euro bei Enkeln) ausgenutzt 
werden. Im Schenkungsvertrag wird 
außerdem geregelt, dass der Schenker 
die Schenkung unter bestimmten Vor­
aussetzungen widerrufen kann. Typische 
Gründe sind der Tod des Beschenkten zu 

Lebzeiten des Schenkers, schwere Ver­
fehlungen des Beschenkten gegenüber 
dem Schenker oder eine Drogen- oder 
Spielsucht des Beschenkten. Außerdem 
soll die Schenkung regelmäßig widerru­
fen werden können, wenn der Beschenk­
te seine Beteiligung an der Gesellschaft 
kündigt. So kann verhindert werden, dass 
ein Gesellschafter die ihm geschenkte 
Beteiligung kündigt und eine Abfindung 
dafür erhält.

Minderjährige als Gesellschafter
Werden minderjährige Kinder oder En­
kelkinder an der Familiengesellschaft be­
teiligt, müssen die Kinder bei Abschluss 
des Schenkungsvertrages von einem 
Ergänzungspfleger vertreten werden. 
Diesen bestellt das Familiengericht. 
Eine familiengerichtliche Genehmigung 
der Schenkung ist bei der typischen, 
rein vermögensverwaltenden Familien­
gesellschaft dagegen nicht erforderlich. 
In laufenden Angelegenheiten der Fami­
liengesellschaft sind die Minderjährigen 
entweder überhaupt nicht zu beteiligen 
oder können von ihren Eltern vertreten 
werden. Nur bei außergewöhnlichen 
Maßnahmen, wie z. B. der Änderung des 
Gesellschaftsvertrags, muss erneut ein 
Ergänzungspfleger bestellt werden. 
Auch dafür kann gesellschaftsvertrag­
lich vorgesorgt werden. 

Vorbehalt eines Nießbrauchs
Regelmäßig behält sich der Schenker ei­
nen Nießbrauch an den geschenkten Ge­
sellschaftsanteilen vor. Der Nießbrauch 
hat mehrere Auswirkungen: Zum einen 
kann der Kapitalwert des Nießbrauchs 
(d. h. der auf den Tag der Schenkung 
berechnete Wert der voraussichtlichen 
Erträge des Nießbrauchers) schenkungs­
steuerlich vom Wert der Schenkung in 
Abzug gebracht werden. So kann insge­
samt ein Vermögensanteil verschenkt 
werden, der den zur Verfügung stehen­
den schenkungssteuerlichen Freibetrag 

übersteigt. Zum anderen verbleiben die 
entnahmefähigen Gewinnanteile beim 
Schenker. Dies wird insbesondere dann 
gewünscht, wenn der Schenker auf die 
Erträge des Vermögens zur Lebensfüh­
rung oder Altersvorsorge angewiesen 
ist. Denkbar ist, den Nießbrauch zeitlich 
zu begrenzen, damit die Beschenkten 
ab einem gewissen Zeitpunkt (z. B. dem 
Beginn eines Studiums oder der Ausbil­
dung) die Erträge ihres Vermögens zum 
Lebensunterhalt nutzen können. |

Fazit: Familiengesellschaften sind 
ein beliebtes Instrument zur Struk-
turierung des Familienvermögens. 
Aus rechtlicher und steuerlicher 
Sicht liegt die Herausforderung in 
der passenden Gestaltung des Ge-
sellschaftsvertrags sowie der Schen-
kungsverträge. Wird dieses „Set-up“ 
von Anfang an sorgfältig erstellt, 
steht Vermögensinhabern ein flexib-
les und etabliertes Instrument für 
die Vermögensstrukturierung und 
Nachfolgeplanung zur Verfügung.

Dr. Yorck Frese
Partner, Rechtsanwalt, Fach­
anwalt für Handels- und Gesell­
schaftsrecht, Fachanwalt für 
Steuerrecht

Hamburg, Elmshorn

04121 46 740

yorck.frese@eep.info
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Bis zum 7. Juni 2026 muss die EU-Ent­
gelttransparenzrichtlinie von Unter­

nehmen in deutsches Recht umgesetzt 
werden. Ein deutscher Gesetzentwurf 
liegt bislang jedoch nicht vor, weshalb 
die rechtzeitige Umsetzung der Richt­
linie ungewiss ist. Dennoch sollten 
Unternehmen sich schon heute damit 
beschäftigen, welche Mindestvorgaben 
die Richtlinie zur Durchsetzung der Ent­

#Recht

Entgelttransparenz 2026:  
Warum Unternehmen jetzt 
handeln sollten

gelttransparenz macht, und ihre Prozesse 
entsprechend vorbereiten. Die wesentli­
chen Vorgaben der Richtlinie stellen wir 
im Folgenden vor:

Bildung von Arbeitnehmergruppen
Die Vergütung der Arbeitnehmer eines 
Unternehmens muss künftig systema­
tisch danach dokumentiert werden, wel­
che Beschäftigten gleiche oder gleich­

wertige Arbeit leisten. Die Richtlinie nennt 
hierfür vier Kriterien: Kompetenzen, Ver­
antwortung, Belastung und Arbeitsbe­
dingungen.

Pflichten im Bewerbungsverfahren 
Bewerber sollen vor dem Vorstellungs­
gespräch über das Einstiegsgehalt oder 
eine Gehaltsspanne informiert werden. 
Fragen nach dem bisherigen Gehalt sollen 
unzulässig sein. Ein Wunschgehalt hin­
gegen kann weiterhin abgefragt werden.

Informationspflicht des Arbeitgebers 
über Kriterien zur Festlegung der Ver-
gütung
Unternehmen müssen über Kriterien der 
Entgeltfestlegung, wie etwa Entgelthö­
he und Entgeltentwicklung, zugänglich 
informieren. Gemäß der Richtlinie kön­
nen Unternehmen mit weniger als 50 Be­
schäftigten davon befreit werden.

Auskunftsrecht für Arbeitnehmer
Beschäftigte können Auskunft über Ver­
gütungssysteme und Vergleichsgrup­
pen verlangen. Unternehmen müssen 
Informationen über das Durchschnitts­
entgelt der Vergleichsgruppe – nach Ge­
schlecht aufgeschlüsselt – bereitstellen. 
Zudem sollen sie jährlich auf das Aus­
kunftsrecht hinweisen.

Berichtspflichten von Unternehmen
Unternehmen mit 100 Beschäftigten und 
mehr müssen regelmäßig an eine öffent­
liche Überwachungsstelle über das ge­
schlechtsspezifische Entgeltgefälle be­
richten. Die Pflicht wird gestaffelt nach 
Anzahl der Beschäftigten eingeführt: 
Beginnend zum 7. Juni 2027 bei Unter­

nehmen mit 250 und mehr Beschäftig­
ten und weiterführend zum 7. Juni 2031 
ab 100 Arbeitnehmern. Ergibt die Be­
wertung ein geschlechtsspezifisches 
Entgeltgefälle von mindestens 5 %, ist 
zu prüfen, ob Unterschiede objektiv ge­
rechtfertigt sind.

Zur Durchsetzung der Pflichten sieht die 
Richtlinie unterschiedliche Sanktionen 
vor. Es drohen Nachzahlungen, Schaden­
ersatz, Verzugszinsen und Bußgelder. 
Hinzu kommt die Beweislast: Tragen Be­
schäftigte Indizien für eine Benachteili­
gung vor, muss der Arbeitgeber sachli­
che Gründe für Vergütungsunterschiede 
darlegen.

Fazit: Unternehmen sollten nicht 
auf das deutsche Umsetzungs-
gesetz warten. Wer jetzt Stellen-
profile, Vergütungskriterien und 
Gehaltsstrukturen überprüft, re-
duziert Haftungsrisiken und schafft 
mehr Transparenz. Entgelttrans-
parenz ist für viele Unternehmen 
nicht nur eine neue Pflicht, sondern 
auch Anlass, Vergütungssysteme 
strategisch aufzustellen. Welche 
Rollen sind vergleichbar, welche 
Vergütungsbestandteile werden ge-
währt und welche Kriterien gelten 
für Gehaltserhöhungen? Wer diese 
Fragen beantwortet und dokumen-
tiert, ist auf die kommende Rechts-
lage besser vorbereitet.

Cátia Sofia Dileone das 
Neves Sequeira
Rechtsanwältin

Hamburg

040 25 333 550

catia.sequeira@eep.info

#Recht

Vortrag beim Verband der Norddeutschen  
Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (VNEW)  
zum Thema Stadtwerke-Kooperationen

A m 27. Februar 2026 hielt Dr. Tobias 
Krohn, Rechtsanwalt und Partner 

bei EEP und Mitglied beim VNEW, ge­
meinsam mit Achim Richter (Stadtwerke 
Steinburg Gruppe) und Jörg Sutor (Ma­
nagement Consulting) einen praxisori­
entierten Vortrag beim Arbeitskreis für 
Kaufmännische Leiter in Lüneburg. Im 
Mittelpunkt stand die Frage, wie Koope­
rationen zwischen Stadtwerken nachhal­
tig erfolgreich gestaltet werden können.

Kooperationen als strategisches  
Instrument
Tobias Krohn erläuterte die verschie­
denen Formen und Stufen der Zusam­
menarbeit – vom Kooperationsvertrag 
über die Gründung gemeinsamer Gesell­
schaften bis hin zu Fusionen. Ein zentraler 
Schwerpunkt lag auf dem Vergaberecht 
und den rechtlichen Rahmenbedingun­
gen für Stadtwerke-Kooperationen, ins­
besondere auf den Voraussetzungen für 
eine privilegierte Auftragsvergabe zwi­
schen Stadtwerken.

Praxisbeispiele und wirtschaftliche  
Aspekte
Achim Richter berichtete aus der Praxis, 
welche Vorteile bestehende Koopera­
tionsmodelle bereits gebracht haben: 
von Kostenreduktionen durch Fixkosten­
degression und Skaleneffekte bis hin zu 
besseren Kompetenzstrukturen und op­
timierten Prozessen. Trotz der wirtschaft­
lichen Vorteile und der wachsenden Be­
deutung von Kooperationen müsse die 
kommunale Einflussnahme jedoch so 
weit wie möglich erhalten bleiben.

Steuerliche Implikationen und Bewer-
tungsaspekte
Mit zunehmender Intensität der Zusam­
menarbeit steigen auch die Anforderun­
gen an die steuerliche und finanzielle 
Analyse. In diesem Zusammenhang er­
läuterten Dr. Lars Jensen-Nissen, Steu­
erberater und Partner bei EEP, sowie 
Christian Menzel, Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater bei EEP, die steuerlichen 
Implikationen sowie Fragen der Bewer­
tung von Stadtwerken und ihren Tochter­
gesellschaften.

Digitalisierung und IT-getriebene  
Kooperationen
Julian Stenzel, Geschäftsführer der IVU, 
zeigte zudem auf, wie moderne Techno­
logien und digitale Plattformen die Zu­

sammenarbeit zwischen Stadtwerken 
erleichtern und zusätzliche Effizienzpo­
tenziale erschließen können.

Strategische Planung und Umsetzung
Im abschließenden Teil skizzierte Jörg 
Sutor den strategischen Prozess erfolg­
reicher Kooperationen. Er erläuterte die 
einzelnen Phasen – von der Identifikation 
möglicher Kooperationsfelder über die 
Suche nach geeigneten Partnern bis zur 
Entscheidungsfindung und Umsetzung. |

Dr. Tobias Krohn
Partner, Rechtsanwalt

Flensburg

0461 86 070

tobias.krohn@eep.info

Der Verband der Norddeutschen Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (VNEW, früher VSHEW) vertritt die Interessen 
kommunaler Stadt- und Gemeindewerke sowie energiewirtschaftlich spezialisierter Unternehmen und setzt sich unter 
anderem für die Energiewende, die Förderung der Elektromobilität und den zügigen Ausbau der Glasfasernetze ein.

Dr. Tobias Krohn greift in Fachvorträgen aktuelle Fragestellungen auf und regt zum konst-
ruktiven Dialog an.

Dr. Yorck Frese
Partner, Rechtsanwalt, Fach­
anwalt für Handels- und Gesell­
schaftsrecht, Fachanwalt für 
Steuerrecht

Hamburg, Elmshorn

04121 46 740

yorck.frese@eep.info
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… zum Jubiläum

Neu im Team

… zur  
bestandenen  
Prüfung und  
zum Ausbildungs- 
beginn

#EEP-Team 

Wir gratulieren …

Hendrik Seifert
Steuerfachangestellter

Rendsburg

Doris Arens
Insolvenzsachbearbeiterin

15 Jahre, Flensburg

Sabine Eck
Assistenz der  
Geschäftsführung

10 Jahre, Elmshorn

Petra Stamp
Steuerfachangestellte

35 Jahre, Rendsburg

Andreas Radloff
Steuerberater, Fachassistent 
Digitalisierung und IT-Prozesse

Elmshorn

Gianna Bartz
Steuerfachwirtin

Flensburg

Tim Christiansen
Auszubildender

Flensburg

Denise Petersen
Insolvenzsachbearbeiterin

Flensburg

Gesa Leweke
Notarfachwirtin

Rendsburg

Sarah Sukopp
Assistentin Steuerberater  
Olaf Braun

Rendsburg

Sevval Erdem
Insolvenzsachbearbeiterin

Neumünster

Cátia Sofia Dileone 
das Neves Sequeira
Rechtsanwältin

Hamburg

Jasmin Fleischer
Lohnbuchhalterin

Neumünster

Daniel Kinas
Insolvenz- und Tabellen­
sachbearbeiter

Hamburg

Stefan Althaus
Steuerfachwirt

Flensburg

Sandra Vetter
Rechtsanwaltsfach­
angestellte

Hamburg

Julia Schepper
Teamassistenz

Flensburg

Dr. Jan Fischer
Volljurist

Flensburg

Maike Johannsen
Steuerberaterin

Flensburg
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#Karriere/Ausbildung

EEP auf der Berufs
fachmesse vocatium

E s macht uns große Freude, jedes 
Jahr aufs Neue Schulabsolventen 

und andere Interessierte auf ihren ersten 
grundlegenden Schritten in ihr Berufsle­
ben begleiten zu dürfen. Die Abschlüsse 
unserer Auszubildenden bestätigen uns 
in unserem Engagement und machen uns 
immer wieder sehr stolz auf unsere auf­
strebenden Mitarbeitenden. Eine siche­

re und fundierte Ausbildung anbieten zu 
können, ist für uns eine große Motivation, 
die uns stets anspornt.

Vielleicht hast du unser EEP-Team auf der 
vocatium kennengelernt? Wir laden dich 
auch danach herzlich zu einem persön­
lichen Gespräch und/oder einem Prakti­
kum in unserem Haus ein. |

Diese Ausbildungs
möglichkeiten  
hast du bei EEP:
–	 Ausbildung zum/zur Steuerfachangestellten (m/w/d)

–	 duales Studium zum/zur Steuerfachangestellten (m/w/d)

–	 triales Modell zum/zur Steuerfachangestellten (m/w/d)

–	 Ausbildung zum/zur Fachinformatiker/in für  
	 Systemintegration (m/w/d)

–	 duales Studium Wirtschaftsinformatik (Bachelor of Science)

Bewirb dich

 jetzt an einem 

unserer 

Ausbildungs- 

standorte!

Expertise, Engagement, Perspektive – 
dafür steht unser Qualitätsmanage­

ment! Wie Anfang des Jahres üblich 
wurde dies in allen Bereichen und an ver­
schiedenen Standorten von unabhängi­
gen Auditoren „auf Herz und Nieren“ 
geprüft. Wir freuen uns über das erneut 
positive Ergebnis der erfolgreichen Zer­
tifizierung gemäß ISO-9001 QM! |

#Inside

Erfolgreiches 
QM-Audit  
bei EEP

Es waren etwa 4.500 junge Menschen, die sich im März auf der diesjährigen 
vocatium in der Flensburger GP JOULE Arena über ihre Möglichkeiten und 
Perspektiven im Berufsleben informierten – und unser EEP-Team war wieder 
einmal mittendrin!

Weitere Infos und unsere  
Kontaktdaten findest du unter: 
karriere.eep.info/ausbildung


